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Entschließungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


zur Beratung der Großen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU betr. Konferenz über 
die Sicherheit und Zusammenarbeit in Euopa (KSZE) 

- Drucksachen 7/2354, 7/261 6 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Als Ergebnis der Aussprache vom 17. Oktober 1974 über die 
Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU (Drucksache 7/2354) 
zur Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(KSZE) vom 8. Juli 1974 und unter Bezugnahme auf deren Be- 
gründung fordert der Deutsche Bundestag die Bundesregierung 
auf, in ihren Verhandlungen von folgenden Grundsätzen aus- 
zugehen: 


Soll die KSZE der Entspannung in Europa wirksam dienen, so 
muß sie den Abbau der Spannungsursachen bewirken. Dazu 
gehören: 

1. Konkrete und unwiderrufliche Vereinbarungen zur vollen 
Verwirklichung der Menschenrechte und des nationalen 
Selbstbestimmungsrechts in ganz Europa und als deren 
ersten Schritt die Herbeiführung der Freizügigkeit für Men- 
schen, Informationen und Meinungen. 

2. Abbau der dem deutschen Volk von außen aufgezwungenen 
widernatürlichen Teilung und Beseitigung der dem Völker- 
und Menschenrecht Hohn sprechenden Zustände im Herzen 
Deutschlands, insbesondere Abschaffung des unmenschlichen 
Schießbefehls. 

Die KSZE darf nicht einen Friedensvertrag mit Deutschland 
ersetzen oder friedensvertragsähnliche Regelungen vorweg- 
nehmen. Die deutsche Frage muß im Sinne des Urteils des 
Bundesverfassungsgerichts über den Grundvertrag vom 
31. Juli 1973 offengehalten werden. Das Selbstbestimmungs- 
recht des ganzen deutschen Volkes muß anerkannt werden. 

3. Jedem Volk in Europa muß die Möglichkeit garantiert wer- 
den, nach seinem eigenen Willen zu leben, sich zu organi- 
sieren und zu verbinden, mit wem es will. Das allgemeine 
Völkerrecht darf nicht zugunsten eines sowjetisch gepräg- 
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ten regionalen Völkerrechts in Europa zurückgedr^ngt wer- 
den. 

Die Errichtung eines, wie immer gearteten, ständigen Organs 
der KSZE ist mit der freien Entwicklung der Völker in 
Europa unvereinbar, da unter anderem die Gefahr besteht, 
daß ein neues Propagandainstrument geschaffen wird, um 
das westliche Europa zu beeinträchtigen und schließlich 
zu manipulieren oder um Kompetenzen westeuropäischer 
Gremien zu beschneiden. Es muß eine Zusammenarbeit aller 
Länder Europas untereinander auf dem Gebiet der Wirt- 
schaft, des Handels, der Technologie, der Wissenschaft und 
aller Sektoren der Kultur eröffnet werden. 

4. Die Möglichkeit friedlicher Veränderungen von Grenzen auf 
der Grundlage des Selbstbestimmungsrechts der Völker muß 
garantiert werden. 

5. Die weitere Entwicklung der Europäischen Gemeinschaft und 
die Herbeiführung der Europäischen Politischen Union darf 
nicht behindert werden. 

6. Das Atlantische Bündnis darf nicht beeinträchtigt werden. 
Der untrennbare Zusammenhang zwischen politischer und 
militärischer Entspannung darf nicht durch einen voreiligen 
Abschluß der KSZE preisgegeben werden. Wenn es Ent- 
spannung in Europa geben soll, müssen vorher entschei- 
dende Schritte zum Abbau des friedensbedrohenden mili- 
tärischen Übergewichts des Warschauer Paktes in Europa 
führen. 


Bonn, den 17. Oktober 1974 


Carstens, Stücklen und Fraktion 
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